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Antrag 163/II/2022

Jusos LDK

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Konsens)

Mehr Polizei bedeutet nicht mehr Sicherheit – Keine Polizeiwache am Kotti!

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47
48

Das Kottbusser Tor ist Begegnungsort für viele Men-

schen der Berliner Stadtgesellschaft. Immerwieder ist das

Kottbusser Tor ein polarisierendes Diskussionsthema. Sei

in der mietenpolitischen Debatte über das Neue Kreuz-

berger Zentrum (NKZ), den Umgang mit Drogenkonsu-

ment*innen und Obdach- und Wohnungslosigkeit oder

dasVorgehender Berliner Polizei an einemdurch sie selbst

definierten “kriminalitätsbelasteten Ort”. Dass nun gera-

de am Kotti die Polizeipräsenz verstärkt werden soll, hat

System: Als kriminalitätsbelastete Orte werden meistens

solche Orte definiert, an denen viele Black, Indigenous,

and People of Color (BIPoCs) leben und arbeiten. Dass

hier bisher verdachtsunabhängige Polizeimaßnahmen er-

laubt sind, führt dazu, dass überproportional viele BIPoCs

von diesen Maßnahmen betroffen sind. Auch durch die-

sen Teufelskreis werden Narrative von kriminellen “Aus-

ländern” seit Jahrzehnten in der öffentlichen Debatte be-

feuert. In diese Diskussion kommt nun der Vorstoß der

Senatsverwaltung für Inneres, im ersten Stock des Neuen

Kreuzberger Zentrum eine Polizeiwache zu errichten. Als

Vorbild dient die Polizeiwache am Alexanderplatz, die ak-

tuell wegen Rassismusvorwürfen und Beschuldigung der

Körperverletzung im Amt in der Kritik steht. Wir Jusos se-

hen uns daher in unserer Position bestärkt, dass mehr

Polizeipräsenz nicht zu mehr Sicherheit führt. Eine höhe-

re Polizeipräsenz verstärkt vorherrschendeMachtstruktu-

ren und führt zu stärkerer Ausgrenzung marginalisierter

Gruppen. Gleichzeitig fühlen sich BIPoC durch vermehr-

te Polizeipräsenz oft alles andere als sicher, da für die-

se Communitys die Gefahr steigt, Racial Profiling ausge-

setzt zu sein und Polizeigewalt zu erleben. Wenn über-

haupt, steigt das subjektive Sicherheitsgefühl durch die

Anwesenheit der Polizei somit nur für weiße Menschen.

Wir Jusos stehen für einen inklusiven Sicherheitsbegriff,

der die soziale Sicherheit in denBlick nimmtund sich auch

an den Bedürfnissenmarginalisierter Gruppenwie FINTA,

BIPoC undMenschenmit Behinderungen orientiert.Wäh-

rend die Polizeiwache am Kottbusser Tor insgesamt von

einigenAnwohner*innen und örtlichenGastronom*innen

gefordert wird und sich auch im Bezirk und im Land die

Fraktionen der Grünen, Linken und SPD für eine Wache

am Kottbusser Tor ausgesprochen haben, ist der nun fest-

gelegte Standort mehr als problematisch. Die Polizeiwa-

che soll im ersten Stock des NKZ durch eine Glasfassade

Überblick über das gesamte Kottbusser Tor haben. Dabei

ist die Wache weder barrierefrei zugänglich noch räum-

lich ausreichend dimensioniert für eine dauerhafte Beset-

zung. Dennoch wurde der Mietvertrag ohne eine vorheri-

Änderung Überschrift “Solidarische Sicherheit stärken:

Für ein präventives Gesamtkonzept am Kotti!”

 

Das Kottbusser Tor ist Begegnungsort für viele Menschen

der Berliner Stadtgesellschaft. Immer wieder ist das Kott-

busser Tor ein polarisierendes Diskussionsthema. Sei es

in der mietenpolitischen Debatte über das Neue Kreuz-

berger Zentrum (NKZ), den Umgang mit Drogenkonsu-

ment*innen und Obdach- und Wohnungslosigkeit, die

häufigen Polizeieinsätze oder die Definition als kriminali-

tätsbelasteter Ort und den damit einhergehenden beson-

deren polizeilichen Befugnissen. Dass am Kottbusser Tor

überdurchschnittlich viele BIPoCs (Black, Indigenous, and

People of Color) leben und verdachtsunabhängige Polizei-

maßnahmen an kriminalitätsbelasteten Orten bisher er-

laubt sind, führt dazu, dass überproportional viele BIPoCs

von diesen Maßnahmen betroffen sind und die Befürch-

tung, Racial Profiling ausgesetzt zu sein, steigt. Das bis-

her fehlende Lichtkonzept führt dazu, dass insbesondere

Frauen und queere Personen sich amKottbusser Tor in der

Dunkelheit oft nicht sicher fühlen.

 

Unser Ziel ist es, das Kottbusser Tor für alle Bevölkerungs-

gruppen zu einem lebenswerteren und sichereren Ort zu

machen.Mehr Polizeipräsenz allein ist für uns keinGarant

fürmehr Sicherheit, sondernmuss imSinneunseres inklu-

siven Sicherheitsbegriffs mit sozialen Maßnahmen flan-

kiertwerden, die sichbesonders andenBedürfnissenmar-

ginalisierter Gruppenorientieren. Dabeiwollenwir für die

Interessen der Anwohner*innen ansprechbar sein und sie

in die Planung unserer Sicherheitsarchitektur bestmög-

lich einbeziehen.

 

Wir fordern daher unsere sozialdemokratischen Mitglie-

der des Senats und Abgeordnetenhauses auf, im Zuge der

Errichtung der Kotti-Wache auf Folgendes hinzuwirken:

• Die Ausarbeitungweiterer städtebaulicher Entwick-

lungskonzepte wie Beleuchtungskonzepte für eine

ganzheitlich gedachte Sicherheit

• Die enge Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftli-

chen Akteur*innen vor Ort wie beispielsweise dem

Fixpunkt e.V. und dem Mieterrat des Neuen Kreuz-

berger Zentrums (NKZ) bei der weiteren kommuna-

len Entwicklung des Kottbusser Tors

• Eine stärkere Finanzierung und Bereitstellung von

mehr Drogenkonsumräumen

• Ausbau der Zusammenarbeit mit Streetworker*in-

nen und Suchtberater*innen
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ge gesamtgesellschaftliche oder innerparteiliche Debatte

ein paar Tage vor dem Landesparteitag der SPD Berlin un-

terschrieben.DiesesVorgehen trägt nicht zur allgemeinen

Akzeptanz der Maßnahme bei.

 

Abgesehen von den grundsätzlichen Argumenten gegen

die Wache haben sich sowohl einige der Anwohner*in-

nen und Gastronomiebetreiber*innen, als auch die SPD-

Fraktion der BVV Friedrichshain-Kreuzberg deutlich gegen

den gewählten Standort positioniert. Aus Kreisen der Se-

natsverwaltung für Inneres heißt es, es wären mehrere

mögliche Standorte geprüft worden und der nun gewähl-

te Platz sei die bestmögliche Lösung. Eine transparente

Liste der geprüften Standorte und der zugrundeliegenden

Auswahlkriterien existiert jedoch nicht. Die Polizeiwache

ist Teil eines Gesamtkonzepts für das Kottbusser Tor, das

neben der Polizeipräsenz eine stärkere Unterstützung der

sozialen Projekte vor Ort und ein Konzept für mehr Sau-

berkeit vorsieht. Diese sind in der Verantwortung der Se-

natsverwaltung für Soziales und dem Straßen- und Grün-

flächenamt. Nach der Vorstellung des Plans für die Polizei-

wache halten sich die anderen Ressorts leider sehr zurück

mit der Umsetzung ihrer Verantwortlichkeiten. Ursprüng-

lich waren Finanzmittel von 250.000 Euro für den Neubau

derWache vorgesehen, inzwischen belaufen sich die Kos-

ten auf 3,75 Millionen. Dieses Geld wäre aus unserer Sicht

mit Investitionen in soziale Projekte, eine bessere Ausstat-

tung der Drogenkonsumräume und mehr Sauberkeit der

Straßen- und Grünflächen sinnvoller angelegt.

 

Wir fordern daher von der SPD-Fraktion im Abgeordne-

tenhaus sowie den sozialdemokratischenMitgliedern des

Berliner Senats:

• Den Stopp der Planungen und Baumaßnahmen der

Polizeiwache am Kottbusser Tor

• Eine stärkere Finanzierung und Bereitstellung von

mehr Drogenkonsumräumen

• Ausbau der Zusammenarbeit mit Streetworker*in-

nen und Suchtberater*innen

• Offenlegung der Liste der geprüften Standorte für

die geplante Polizeiwache am Kottbusser Tor

• Umsetzung des im Koalitionsvertrag verankerten

Racial-Profiling-Verbotes

• Einwirken auf die Senatsverwaltung für Umwelt,

Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz zur Um-

setzung ihres Sauberkeits- und Grünflächenkon-

zepts, sowie auf das Straßen- und Grünflächenamt

für das Kottbusser Tor

• Einwirken auf die Senatsverwaltung für Integration,

Arbeit und Soziales zur Umsetzung des Sozialkon-

zepts für das Kottbusser Tor

 

• Die unverzügliche Umsetzung des im Koalitionsver-

trag verankerten Racial-Profiling-Verbotes im Allge-

meinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG)

sowie einer Regelung, dass Identitätsprüfungen an

kriminalitätsbelasteten Orten im ASOG an das Ver-

halten anknüpfen,

• Einwirken auf die Senatsverwaltung für Umwelt,

Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz zur Um-

setzung ihres Sauberkeits- und Grünflächenkon-

zepts, sowie auf das Straßen- und Grünflächenamt

für das Kottbusser Tor

• Einwirken auf die Senatsverwaltung für Integration,

Arbeit und Soziales zur Umsetzung des Sozialkon-

zepts für das Kottbusser Tor
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